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1. Die Wahrnehmung muslimischen Lebens wird in erheblichem Maße durch Ver-

lautbarungen und öffentliches Auftreten muslimischer Organisationen bestimmt. 
Die nicht-organisierte „schweigende Mehrheit“ (ca. 70 – 80% der Muslime) kommt 
kaum in den Blick und wir wissen über ihre religiösen, kulturellen und politischen 
Orientierungen und ihre Alltagswelten sehr wenig.1 Empirische Studien zu religiö-
sen und politischen Orientierungen und Alltagswelten von Muslimen, insbesonde-
re zu Transformationsprozessen ihrer in die Aufnahmegesellschaft mitgebrachten 
ethnischen, religiösen und kulturellen Traditionen und ihre Wirkungen für ihre ge-
genwärtigen Lebenswelten wären dringend erforderlich. Es gibt erhebliche For-
schungsdefizite. Ich deute nur einige an:2 

 
• Es gibt eine einseitige Konzentration auf türkische (sunnitische) Muslime. 

Sie sind mit 2,1 Millionen zwar in der deutlichen Mehrheit, aber es leben 
auch noch rund 288.000 Staatsangehörige arabischer Staaten in Deutsch-
land. Wir wissen so gut wie nichts über ihre religiösen Einstellungen, ihre 
religiöse Praxis und politischen Orientierungen. Auch die Aleviten, immer-
hin 600.000 Menschen türkischer Herkunft, werden kaum beachtet. Unter-
suchungen zu Konvertiten sind Mangelware, obwohl diese Gruppe an Be-
deutung stetig zunimmt (ca. 10.000 – 100.000 Konvertiten deutscher Her-
kunftssprache).3 

 
• Die Forschungsliteratur zu türkischen Muslimen besteht zudem aus einer 

Reihe von kleinen qualitativen, kaum repräsentativen Studien. Verallge-
meinerungen sind kaum möglich, gleichwohl erlauben die vorliegenden 
Studien zumindest stichprobenartige Einsichten in die Alltagswelten, vor al-
lem junger türkischer Muslime.  

 
• Es lassen sich derzeit kaum ganz sichere Angaben über die Nähe und Bin-

dung von Muslimen an islamistische und extremistische Organisationen 
und Bewegungen machen. Die Zahlen, die uns der Verfassungsschutz bie-
tet, mögen auf den ersten Blick nicht alarmierend sein. Es wird geschätzt, 
dass etwa 1% der 3,2 Millionen Muslime zu islamistischen Organisationen 
gehören, das sind im Minimum rd. 30.000 Personen. Sodann muss zwi-
schen „friedlichen“ und „gewaltbereiten“ Islamisten sowie solchen unter-
schieden werden, die der Verfassungsschutz als terroristische „Gefährder“ 
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einordnet. Nach Angaben des Bundesinnenministers gibt es derzeit etwas 
mehr als 200 solche „Gefährder“ . Für Berlin werden 3730 Personen dem 
islamistischen Lager zugerechnet, 77,8% davon sind türkischer Herkunft 
(darin enthalten die Islamische Gemeinschaft Milli Görüs). Arabische Isla-
misten haben hier einen Anteil von 21,4%.4 Wie viele davon als „gewaltbe-
reit“ einzuschätzen sind, ist nicht ermittelbar. Gleichwohl gibt es Indizien, 
die darauf schließen lassen, dass die relativ geringe Zahl organisierter Is-
lamisten nicht ihren wirklichen geistig-politischen Einfluss wiederspiegelt. 

 
2. Ein Teil der Muslime haben sich in dem Prozess ihrer Institutionalisierung nach 

dem Vereinsrecht (Art. 140 GG i.V.m. Art 137, Absatz 4 WRV) als Religionsge-
sellschaften organisiert, da ihnen die Rechtsform der Körperschaft des Öffentli-
chen Rechts verwehrt blieb. Einige Verbände, insbesondere der Zentralrat der 
Muslime, haben die Körperschaftsrechte aber nie angestrebt. Die Verbände, die 
den Körperschaftsstatus weiterhin als „Gleichstellung mit den Kirchen“ erlangen 
wollen, haben die Rechtsform des „eingetragenen Vereins“ ursprünglich als „Not-
lösung“ und „Provisorium“ empfunden, obwohl das – inzwischen aufgehobene – 
„Religionsprivileg“ religiöse Vereine in besonderer Weise schützte. Gleichwohl 
haben sie sich inzwischen ganz pragmatisch mit dieser Rechtsform arrangiert, 
wobei man darüber streiten kann, ob diese Tatsache als „Integrationsleistung“ 
gewürdigt oder als bloß faktische Anpassung an die geltende Rechtsordnung ge-
wertet werden sollte.5  

 
3. Das Bild, das der organisierte Islam heute bietet ist diffus und wenig transparent. 

Allerdings darf man sich nicht verleiten lassen, „den“ Islam in Deutschland mit 
den weithin bekannten und vertrauten institutionellen Strukturen der christlichen 
Kirchen zu vergleichen. Der Islam ist keine Kirche. Die außerordentliche Hetero-
genität des organisierten Islam im Blick auf Ethnien (Türken, Araber, Bosnier, Al-
baner etc.), religiöse Grundrichtungen (Sunniten, Schiiten, Aleviten, Ahmadiyya), 
religiös-politische Orientierungen (konservativ-orthodox, „säkularistisch“, isla-
mistisch) und die Organisationstypen der Vereine und Verbände (zentralistisch, 
dezentralistisch, föderativ) erschwert eine Typologisierung. Die bisherigen Versu-
che sind auch alle nicht voll befriedigend, bieten aber erste Orientierungen.6 

 
4. Der Grad der Religiosität von Muslimen kann mangels empirischer Studien nur 

grob geschätzt werden. Nach einer soeben veröffentlichten Studie des Essener 
Zentrums für Türkeistudien stieg die Zahl der türkischstämmigen Migranten, die 
sich als religiös bezeichnen, im Jahr 2003 um 14% auf 71% der hier lebenden 
Türken. Die Zahl derjenigen, die sich als „sehr religiös“ einschätzten, stieg von 
8% auf fast 20 %. Befragt wurden in der repräsentativen Studie 1000 türkisch-
stämmige Migranten aus Nordrhein-Westfalen. Ausgehend von der Situation in 
Deutschland können wir sicherlich von weit über 60% „gläubiger“ Muslime ausge-
hen, wenn „Religiosität“ vor allem als Beachtung der Speise -und Bekleidungsge-
bote, des Fastens und des rituellen Gebets in der Moschee definiert wird. Aller-
dings gibt es auch deutliche Zeichen für den wachsenden Einfluss einer säkula-
ren Umgebung, die sich in abnehmender Beachtung formeller Religiosität nieder-
schlägt.7 Bei Muslimen der zweiten und dritten Generation können wir von einer 
Gleichzeitigkeit von „Säkularisierung“ und Rückwendung bzw. Neuentdeckung, 
„ihrer“ Religion sprechen. In der Alltagswelt hat die Religion für junge Muslime 
(vor allem Türken) eine erheblich größere Bedeutung als für die christlichen und 
jüdischen Vergleichsgruppen. Eine Studie zur Religiosität von Schülerinnen und 
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Schülern mit hohen Fallzahlen (12.000 Befragte) ermittelte, dass 73% der Musli-
me ihre Religion für „sehr wichtig“ bzw. „wichtig“ halten, aber nur 49% ihrer jüdi-
schen und 17% ihrer christlichen Altersgenossen. Die Bedeutung ihrer Religion 
drückt sich vor allem in der Beachtung von religiösen Festen, der strikten Einhal-
tung islamischer Ernährungsvorschriften und Präferenz eines muslimischen Ehe-
partners aus. Nur die formelle Mitgliedschaft in religiösen Vereinen ist gering 
(6,8%), gleichwohl auch noch höher als bei den christlichen und jüdischen Schü-
lern (nur 1,7%).8 Die Religion erfüllt für Muslime wichtige Funktionen. Sie prägt ihr 
Selbstverständnis in einer „modernen“, „säkularen“ und vor dem Hintergrund ihrer 
Herkunftskulturen als „fremd“ wahrgenommenen Mehrheitsgesellschaft. Sie stabi-
lisiert die ethnischen „communities“ in ihren sozialen Interaktionen mit der Mehr-
heitsgesellschaft und wird insbesondere in konfrontativen Begegnungen, z.B. an-
gesichts von Ausgrenzungen und Diskriminierungserfahrungen, zum spirituellen, 
sozialen und politischen Refugium. Der Islam wird zur Quelle der Interpretation 
des Lebens in der Diaspora und zur praktischen Handlungsanleitung. 

 
5. Der Organisationsgrad von Muslimen in Vereinen und Verbänden (zwischen 10% 

und 30% der 3,2 Millionen) ist zwar gering, was jedoch wenig über ihren tatsäch-
lichen gesellschaftlichen und politischen Einfluss aussagt. Ihr Einfluss hängt auch 
davon ab, in welchem Maße die Mehrheitsgesellschaft bereit ist, sie als legitime 
Vertreter der muslimischen Minorität und Partner im Prozess der Integration zu 
akzeptieren. Der Zahlenwirrwarr um die Größe muslimischer Vereine und Ver-
bände wird in einem Verbände- und Lobbyisten-Staat zum Politikum, wenn Quan-
titäten über Qualitäten, z.B. von Repräsentativität und Vertretungsmacht, ent-
scheiden.9 Die „Zahlendiskussion“ verstärkt die Unsicherheit seitens der Instituti-
onen des Staates und der nicht-muslimischen „Dialoganbieter“, mit wem, über 
welche Themen und wie kommuniziert werden sollte. Dabei kommt es sicherlich 
zu Überschätzungen und Unterschätzungen.  

 
6. Der organisierte Islam in Deutschland befindet sich in einem Modernisierungs- 

bzw. Anpassungsprozess. Institutionalisierung und Organisierung des Islam ha-
ben – beginnend in den achtziger Jahren -  stark zugenommen und unterlagen 
zugleich einem stetigen Wandel. Der Weg führte von den „klassischen“ Auslän-
dervereinen und „Hinterhofmoscheen“ zu einem Netzwerk von Moscheevereinen 
und islamischen Verbänden, die sowohl gegenüber ihrer Klientel als auch der 
deutschen Mehrheitsgesellschaft deutlich an Gewicht gewonnen haben. Sie er-
heben den Anspruch, Muslimen ein „ganzheitliches“ Dienstleistungsangebot be-
reit zu stellen: Religiöse, soziale, kulturelle Beratung und Betreuung, Organisation 
von Freizeitaktivitäten (z.B. Kultur- und Sportvereine), Rechtshilfe, Bildung, Aus-
bildung von theologischem Fach- und Führungspersonal, Mission und politische 
Interessenvertretung.10 In den letzten Jahren sind weitere Organisationen formiert 
worden, wobei die religiöse Renaissance und institutionelle Reorganisation des 
türkischen Alevitismus politisch besonders bedeutsam ist. Die Aleviten anerken-
nen, nicht zuletzt aufgrund ihrer langen und leidvollen Ausgrenzung und Repres-
sion durch den sunnitischen Islam und islamistische Bewegungen, ausdrücklich 
Säkularität und Demokratie als Garanten von Religionsfreiheit.11 Ferner haben 
sich aus schon bestehenden Organisationen Gruppierungen ausdifferenziert oder 
ganz neu gebildet, die sich auf spezifische Zielgruppen der muslimischen Minori-
tät richten: Unternehmer, Intellektuelle, Studenten, Frauen, Jugendliche. Als kon-
krete Beispiele seien genannt „MÜSIAD Berlin – Verband Unabhängiger Indus-
trieller und Unternehmer“, die „Gesellschaft Muslimischer Sozial- u. Geisteswis-



 4

senschaftler“ (GMSG), das „Zentrum Islamische Frauenforschung“ (ZIF), den 
„Deutschsprachigen Muslimkreis“ (DMK), die „Muslimische Jugend“ (MJ), ein 
deutschsprachiger, ethnisch übergreifender Verein, der vor allem für Konvertiten 
interessant ist, die „Vergessene Jugend“, „Inssan- Verein für Kulturelle Interaktion 
e.V“ mit Sitz in Berlin, der sich vor allem im Bildungsbereich engagieren will und 
das Projekt eines „Islamischen Zentrums“ in Berlin-Neukölln betreibt und schließ-
lich das kleine, aber intellektuell bedeutsame, „HUDA Netzwerk Muslimischer 
Frauen.“ Das Führungspersonal dieser Gruppen besteht nicht selten aus Migran-
tinnen und Migranten der zweiten Generation, es sind Bildungsaufsteiger, selbst-
bewusst und politisch aktiv. Hier finden wir auch eine wachsende Zahl von Kon-
vertitinnen und Konvertiten. Sie fungieren vielfach als „gatekeeper“ in der Kom-
munikation zwischen den Funktionären der ersten Generation und der Mehrheits-
gesellschaft. Ihre Vertrautheit mit Sprache und heimischen Kulturen und ihr Bil-
dungsniveau prädestiniert sie zu Aktivisten und Sprechern muslimischer Organi-
sationen. Sowohl die „alte Garde“ als auch die jüngeren Konvertiten übernehmen 
wichtige Funktionen in den Organisationen, insbesondere im Blick auf die theolo-
gische und politische Bildung. Sie setzen sich mit großem Enthusiasmus und 
Selbstbewusstsein für die gesellschaftliche Anerkennung des Islam ein, den sie – 
als Religionsgemeinschaft - gegenüber den christlichen Kirchen für benachteiligt 
und gesellschaftlich ausgegrenzt und diskriminiert sehen. Vielfach ist eine „Op-
fermentalität“ zu beobachten, die zu Passivität und Rückzug in islamische „Wa-
genburgen“ führt.12 Die in der Tendenz zu beobachtende Verjüngung hat gleich-
wohl die notorischen Qualifizierungs- und Professionalisierungsprobleme nicht 
behoben, wie es sich besonders schmerzhaft am Beispiel der Öffentlichkeitsarbeit 
und der Beteiligung am sogenannten „interreligiösen“ und „interkulturellen Dialog“ 
zeigt.13  

 
7. Die „Organisierten“ (Moscheevereine, Föderationen, Verbände) verstehen sich 

als wichtige Verbindungen zwischen muslimischer Minorität, Staat und Gesell-
schaft. Sie wollen legitimierte Ansprechpartner und Vermittler zwischen Gesell-
schaft und Muslimen sein. Über ihre Organisationsgrenzen hinaus nehmen sie 
Einfluss auf den inner-islamischen Diskurs zu Integration und muslimischer Identi-
tät. Ihre meinungsbildende Rolle im gegenwärtigen „Kopftuchstreit“ darf nicht un-
terschätzt werden.14 Die religiös-politischen Zielvorstellungen und die gegenwär-
tig mangelhafte und wenig transparente Infrastruktur vieler Vereine und Verbände 
begründen aber Zweifel an ihrer tatsächlichen Integrationsfähigkeit und -
bereitschaft. 

 
8. Die Politik der etablierten Verbände und Moscheevereine zielt in erster Linie auf 

Bewahrung und Sicherung religiöser und kultureller Differenz in der Form von I-
dentitätspolitiken. Sie bewegen sich zwischen den Polen einer „konstruktiven“ 
und „destruktiven“ Identitätspolitik“.15 Sie sind vornehmlich „Identitätswächter“ und 
nicht „Integrationslotsen.“ Ihre Politik schwankt zwischen ernsthaftem Dialog, 
Mission (von Muslimen als „Einladung“ bezeichnet) und politischem Lobbyismus. 
Politischer Lobbyismus ist legitim, er sollte nur nicht mit „Dialog“ verwechselt wer-
den. Das Verhältnis von „Dialog“ und „Mission“ bedarf einer Klärung, weil, wie der 
sogenannte „Interreligiöse Dialog“ zeigt, Christen und Muslime hier sehr unter-
schiedliche Akzente setzen. Es gibt eine deutliche Diskrepanz zwischen einem 
christlichen Missionsverständnis, das auf Dialog, Zeugnis und letztlich „Konvi-
venz“ orientiert ist und einem islamischen, das „Mission“ als Vertretung des abso-
luten Wahrheitsanspruches des Islam („Der Islam herrscht, er wird nicht be-
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herrscht“) vertritt – auch wenn das verbal oft bestritten wird. Die „Organisierten“ 
beteiligen sich an einer großen Fülle von sogenannten „Dialogveranstaltungen“. 
Abgesehen von zahlreichen Fehlentwicklungen im Dialog, der oft nach der Me-
thode verläuft „Muslime informieren unwissende, vorurteilsbeladene Nicht-
Muslime über den wahren Islam“,16 fällt eine doppelte Öffentlichkeit auf. Was auf 
Podiumsdiskussionen und in Talkshows als Bekenntnis zum Dialog, zu Toleranz 
und gegenseitigem Respekt daherkommt (zumeist durch stets dieselben, weni-
gen „Dialog-Profis“), findet in vielen Fällen keine Entsprechung in der inner-
islamischen Kommunikation. Dies lässt sich an zahlreichen Beispielen zu den 
verschiedensten Themen belegen und begründet ein weitreichendes Misstrauen 
der nicht-muslimischen Partner im Dialog.17 

 
9. Islamisten betreiben „destruktive Identitätspolitik“, die vorgibt, den „Dialog“ zu wol-

len, darunter aber in Wahrheit „Mission“ („da’wa“) im oben gekennzeichneten 
Sinne versteht und somit letztlich Dialog vereitelt. Islamisten politisieren Religion 
und Kultur. Sie lehnen Säkularität als das den Religionsfrieden verbürgende 
Rechtsprinzip ab, wenden sich gegen Demokratie und Pluralismus, die Trennung 
von Staat und Religion („Al-Islam din wa daula“ = Islam ist Staat und Religion) 
und betreiben systematisch Verfeindung zwischen „Gläubigen und Ungläubigen“. 
Deutschland ist für einen Teil der Islamisten „dar-al-harb“ (= Land des Krieges), 
das, um den temporären Aufenthalt von Muslimen zu rechtfertigen, mittels 
„da’wa“ (Mission) in ein „dar-al-Islam“ (= Land des Islam) verwandelt werden soll. 
Für andere, moderatere Islamisten, ist Deutschland kein „Land des Krieges“ 
mehr, sondern, wie es Tariq Ramadan, Enkel des Gründers der Muslimbrüder-
schaft Hassan al-Banna und Hoffnungsträger vieler akademisch gebildeter Mus-
lime ausdrückt, „Land des Bekenntnisses“.18 Das mittelfristige Ziel sowohl der 
„radikalen“ als auch der „moderaten“ Islamisten ist die Konstruktion von „dar-al-
Islam“ in Europa, d.h. zunächst von islamischen Parallelgesellschaften. Das wird 
z.B. in wünschenswerter Deutlichkeit in einem „Brainstorming“ jüngerer isla-
mistisch orientierter Muslime ausgedrückt, im Internet verbreitet vom „Ansar-
Service Dialog Forum“ aus Nürnberg: „Es ist an der Zeit, dass wir uns dazu be-
kennen, dass wir zu unserem Schutz und Schutz unserer Kinder in dem Maße ei-
ne Parallelgesellschaft bilden in dem diese Gesellschaft in moralischer Hinsicht 
degeneriert.“19 Auf dem Jahrestreffen der „Islamischen Gemeinschaft in Deutsch-
land“ (IGD) im September 2003 in Berlin, erklärte der bekannte Islam-Prediger 
Umar Abd al Kafi unter tosendem Jubel der 4000 Anwesenden: „Integration darf 
nicht zu weit gehen. Wir müssen die ganze Welt besiedeln und zum Islam bekeh-
ren. Die Zukunft gehört der Religion Allahs. Mit eurer Hilfe werden wir es schaf-
fen, mit den Alten und den Jungen.“20  
 
Ahmad von Denffer, Konvertit und Aktivist der vom Verfassungsschutz den Mus-
limbrüdern zugerechneten „Islamischen Gemeinschaft in Deutschland“ (IGD), 
zeigt in aller Klarheit, was er unter Integration versteht: „Unser Handeln und unse-
re Rollen als Muslime in der nichtmuslimischen Gesellschaft zielen gar nicht dar-
auf ab, uns im engeren Sinne in diese Gesellschaft zu integrieren, sondern viel-
mehr darauf, diese Gesellschaft im Verlauf ihrer ohnehin und natürlicherweise 
stattfindenden Fortentwicklung und Veränderung zu befördern.“ Was von Denffer 
mit „befördern“ meint, wird in Formeln beschrieben, die in den Ohren freundlicher 
Dialogmenschen wohlklingen: „Frieden“, „Gerechtigkeit“, „Heilmachen“, „Ganz-
machen“. Schaut man genauer hin und analysiert den Kontext, zeigt sich hier das 
Programm einer Islamisierung der Gesellschaft. Die eigentliche Aufgabe, ja die 
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einzige Existenzberechtigung von Muslimen in Deutschland, ist die Mission, die 
Verwandlung der säkularen Gesellschaft in eine „islamgemäße“.21 Was als „is-
lamgemäß“ zu gelten hat, beschrieb von Denffer sehr praktisch in einem 1996 er-
schienenen „Islam-Knigge“22: Diese Schrift, die semantisch geschickt an die be-
kannten Knigge’schen Benimm-Regeln anschließt, trägt noch den vorsichtigen 
Untertitel „Ratschläge zum Umgang mit Muslimen in Deutschland“, doch sie ist 
das praktische Programm einer islamischen Gegengesellschaft: So soll das „mus-
limische Kind nicht seiner religiösen Grundhaltung entfremdet und es auch nicht 
zu einer anderen Glaubenslehre, z.B. der christlichen“, hingeführt werden. Im 
Klartext: In christlichen Kindertagesstätten darf ein Tischgebet nur so gesprochen 
werden, dass die Muslime nicht Anstoß nehmen. Mütternachmittage sind „alko-
holfrei“ zu gestalten, Gummibärchen als „haram“ (verboten) zu verbannen. Nach 
dem Münchner Oktoberfest dürfen Lehrer in der Klasse keinen Erlebnisbericht 
z.B. „Mit Mutter und Vater auf d’ Wiesn’“ schreiben lassen, weil das muslimische 
Kind wegen des Alkoholverbotes von einem Besuch auf dem Oktoberfest fern-
gehalten wurde. Da sich in Deutschland die koedukative Erziehung „meist nicht 
vermeiden“ lässt, sollte „die Wahrung einer gewissen Distanz zwischen Men-
schen unterschiedlichen Geschlechts“ gewährleistet sein. Das sieht nach von 
Denffer wie folgt aus: Männer und Frauen, die nicht miteinander verwandt sind, 
sollen nicht nebeneinander sitzen, sich nicht berühren und zur Begrüßung sich 
nicht die Hand reichen. Ohne Beisein Dritter sollten sie sich in einem Raum nicht 
begegnen. Dass die Mädchen Kopftuch tragen müssen, versteht sich von selbst, 
wobei von Denffer noch präzisere Vorschriften gibt, wie das aussehen sollte, 
denn nur Gesicht und Hände sollten unbedeckt bleiben. Bei Schwimm- und 
Sportunterricht ist auf strikte Geschlechtertrennung zu achten (leider haben deut-
sche Obergerichte diese Forderung mehrfach bestätigt!)23, Jungen sollten Sport- 
und Schwimmkleidung tragen, „die den Körper zumindest zwischen Nabel und 
Knie bedeckt.“ Die „Blöße“ muss auch beim Duschen und Umziehen bedeckt 
sein. Mädchen wird Sport- und Schwimmkleidung vorgeschrieben, „die den gan-
zen Körper bedeckt“. Sollte das in Schulen nicht möglich sein, so „sind muslimi-
sche Schülerinnen zu befreien“. So geht das endlos weiter in diesem umfassen-
den dogmatischen und unseren demokratischen pädagogischen Grundprinzipien 
Hohn sprechenden Programm der Geschlechtertrennung: Muslimische Schüler 
dürfen keine Personen und Tiere malen, weil Koran und Sunna dies angeblich 
verbieten. Schon liegen von muslimischen Verbänden erste Anträge auf Befrei-
ung vom Kunstunterricht vor, sollte dieser das Zeichnen von Menschen und Tie-
ren einschließen. In einem Fall nahmen Eltern an der Lektüre von Fontanes „Effie 
Briest“ Anstoß, weil hier ein Ehebruch vorkommt. Auch sollen die muslimischen 
Kinder vom Sexualkundeunterricht abgemeldet werden, weil dieser nun einmal 
unvermeidbar „Abbildungen unbekleideter Körper“ zum Gegenstand habe.24 Beim 
Arzt (der natürlich gleichen Geschlechts sein muss!) sei „unnötiges Entblößen“ zu 
vermeiden, muslimische Frauen sollen nur mit Musliminnen im Krankenzimmer 
sein und selbstverständlich muss das Kopftuch getragen werden. Im Knast sollen 
muslimische Männer gemeinsam untergebracht werden und wegen des „Scham-
gefühls“ nur alleine duschen. 
 

10. Das Gefahrenpotential des Islamismus für die Demokratie in Deutschland wird 
von Sicherheitsbehörden, Wissenschaft, Politik und Medien sehr unterschiedlich 
bewertet. Islamismus ist auch keine homogene Ideologie und Bewegung, weder 
in islamischen Staaten noch bei uns in Europa.25 Unsere Kenntnis von Ideologien, 
Binnenstrukturen und der transnationalen Vernetzung des Islamismus in Deutsch-
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land ist immer noch gering. Gleichwohl gibt es Indizien, dass die „djihadistische“ 
Variante des Islamismus in Deutschland gute Entwicklungschancen hat, selbst 
wenn nach der Aufdeckung der Hamburger World-Trade-Centre Attentäter-Zelle 
um Mohammed Atta eine verstärkte Ermittlungstätigkeit eingesetzt, sich der 
Fahndungsdruck erhöht hat und die Sensibilität für islamistische Einfluss-
Strategien gewachsen ist. (Siehe die Prozesse gegen Mounir El-Motassadeq, 
dem mutmaßlichen Unterstützer der Attentäter von New York, gegen Abdelgani 
Mzoudi, die terroristische „Meliani“ - Gruppe, die Aufdeckung der Aktivitäten der 
türkischen Terrorgruppe „Front der islamischen Kämpfer des Großen Ostens“, 
IBDA-C, Prozess gegen etc.). Zur Zeit wird gegen 182 der Unterstützung des Ter-
rorismus verdächtige Islamisten ermittelt, in 70 Fällen vom BKA. Es gibt eine 
ernstzunehmende terroristische Gefahr, die von islamistischen Gruppen und Ein-
zelpersonen in Deutschland ausgeht. Deutschland ist Planungs- und Vorberei-
tungsraum sowie Anschlagsziel. Der Terrorismusexperte Berndt Georg Thamm 
vermutet, dass „in Moscheen, in Kaffeehäusern, an Versammlungsorten, in Kul-
turzentren, in Chatrooms des Internets und auch in den Justizvollzugsanstalten“ 
für den „djihad“ geworben wird. 200 Fanatiker seien derzeit gefährdet, in eine ter-
roristische „Karriere“ abzukippen.26 Abgesehen von dieser terroristischen Bedro-
hung darf der geistig-politische Einfluss von Islamisten auf die muslimischen 
communities nicht unterschätzt werden. Durch Schriften, Koranschulen, Bildungs- 
und Freizeitaktivitäten, „Dialogveranstaltungen“, „Islamwochen“ und wissenschaft-
liche Tagungen und Kongresse dringt die islamistische Ideologie in die muslimi-
schen Gemeinden ein, unkritisch absorbiert von vielen desillusionierten muslimi-
schen Jugendlichen, deren Chancen auf dem Arbeitsmarkt aufgrund mangelnder 
Bildung gleich null sind. Sie finden in der von Islamisten angebotenen muslimi-
schen Gegenwelt Kompensation für Ausgrenzungen, Demütigungen und Diskri-
minierungen. Ein Kreuzberger Sozialpädagoge spricht treffend von einem „Trotz-
Fundamentalismus.“ Hier tickt eine Zeitbombe.27  

 
11. In vielen Vereinen und Verbänden dominiert ein aus den Herkunftsländern der 

Muslime nur allzu vertrauter autoritärer Patriarchalismus. Insbesondere auf-
stiegsbewusste junge Frauen der zweiten Migrantengeneration haben es nicht 
leicht, sich zu behaupten, obwohl die erste Generation in zunehmendem Maße 
auch auf ihre Unterstützung als „gatekeeper“ zur Mehrheitsgesellschaft angewie-
sen ist (siehe Kopftuchdebatte). Der Patriarchalismus hat viele junge Frauen, die 
den Islam für sich als persönlichen Lebensentwurf neu entdeckten und in ihm ei-
ne Chance zur „Selbstverwirklichung“ sahen, in Konflikte mit den etablierten Or-
ganisationen gebracht und sie zum Aufbau eigener Fraueninitiativen motiviert.28 
Es gibt aber auch Organisationen, wie z.B. die „Islamische Gemeinschaft in 
Deutschland“ (IGD), die versuchen, den archaischen Patriarchalismus zu „mo-
dernisieren“, indem sie Frauen wichtige Funktionen innerhalb der Bewegung zu-
weisen ohne dabei die prinzipielle Suprematie des Mannes in Frage zu stellen. Is-
lamismus ist, so „modern“ er auch im Blick auf die Beteiligung von Frauen er-
scheinen mag, ein religiös fundamentalistisches und politisches Programm der 
Stabilisierung rigider Geschlechtertrennung und Verweigerung gesellschaftlicher 
Gleichberechtigung von Mann und Frau. Zu Recht weist der englische Literatur- 
und Sozialwissenschaftler Malise Ruthven darauf hin, dass die Reduktion der 
Frau auf ihre „gefährliche“ Sexualität und die damit legitimierte familiäre und ge-
sellschaftliche Kontrolle der Frauen geradezu eine gemeinsame Obsession aller 
religiösen Fundamentalismen ist.29 In der Kopftuchfrage haben die Verbände ein-
deutig und einseitig für die Bekleidungspflicht Position bezogen, die sie aus Koran 
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und Sunna zu belegen suchen. Alternative Interpretationen kommen nicht vor und 
werden, wenn sie denn überhaupt Erwähnung finden, entweder als unmaßgebli-
che Meinungen von Außenseitern abgetan oder gar als „unislamisch“ verurteilt.30 

 
12. Der Patriarchalismus wird von einem konservativ-orthodoxen Islamverständnis 

verstärkt, das sich in den religiösen Kerngehalten nicht von den religiös-
fundamentalistischen Positionen der Islamisten unterscheidet. Ein „Reformislam“ 
findet bei den „Organisierten“ nicht statt, liberale“, „progressive“ Ansätze kommen 
so gut wie nicht vor, was vor dem Hintergrund kritischer Debatten in der islami-
schen Welt über Menschenrechte, Demokratie, Pluralismus, die Lage der Frauen 
und einen „islamischen Feminismus“ umso beklagenswerter ist.31 Vertreter von 
Verbänden und Moscheevereinen sind auch an kritischen Diskursen, z.B. zur Ko-
ranhermeneutik, nicht beteiligt. Konservativ-Orthodoxe und Islamisten lehnen 
neue Ansätze als den Versuch ab, „fitna“ ( = Verwirrung, Zwietracht, Aufruhr) in 
die „umma“ ( = islamische Gemeinschaft) zu tragen. Eine über „tafsir“ (textimma-
nente Interpretation) hinausreichende selbstständige historisch-kritische Erfor-
schung von Koran und Sunna ist, wie es scheint, im geistigen Horizont der „Or-
ganisierten“ nicht vorhanden. Gäbe es sie, wären ernsthafte Zweifel angebracht, 
ob sie eine Artikulationschance erhalten oder aber im Keim erstickt würden. 
 

13. Eine nur stichprobenartige Analyse der religionsvermittelnden und gesellschafts-
politisch informierenden Medien vieler Vereine und Verbände ist nicht ermuti-
gend. Die Schriften islamischer „Reformer“ und liberaler Muslime werden, mit 
Ausnahme des türkischen Philosophen und Theologen Yasar Nuri Öztürk, der bei 
vielen türkischen Muslimen bekannt ist, weitgehend ignoriert.32 Auf den Websei-
ten, den weiterführenden Links, auf Büchertischen und in Leihbibliotheken findet 
sich neben konservativ-orthodoxen und fundamentalistischen Islameinführungen 
und praktischen Ratgebern für das Leben des Muslim in der Diaspora die ganze 
illustre Palette „klassischen“ islamistischen Schrifttums von Hasan al-Banna, 
Sayyid Qutb und Sayyid Abul A’la Maududi bis zu Yusuf Al-Qaradawi. Auch die 
Holocaust-Leugner Roger Garaudy und Harun Yahya (Pseudonym für Adnan Ok-
tar) fehlen nicht. Harun Yahyas evolutionskritische, antisemitische und antidemo-
kratische Schriften standen bis Ende 2000 auf der Bücherliste von Milli Görüs und 
erfreuen sich weiterhin fortschreitender Verbreitung, nicht nur bei Anhängern von 
Milli Görüs und anderen Verbänden, sondern auch weit über den Kreis der türki-
schen Muslime hinaus.33 Für alle praktischen Lebensfragen wird z.B. das Buch 
„Erlaubtes und Verbotenes im Islam“ von Yussuf al-Qaradawi, dem aus Ägypten 
stammenden und im Emirat Katar ansässigen islamistischen Rechtsgelehrten, 
angeboten. Qaradawi hat Selbstmordattentate gebilligt und wird selbst von arabi-
schen Intellektuellen als „geistiger Brandstifter“ bezeichnet.34 Das über muslimi-
sche Verlage in Deutschland (auch über entsprechende Links der Verbands-
Webseiten) für 20 € zu erwerbende Buch ist eine Sammlung von Lektionen, die 
Qaradawi schon 1960 (!) an der Al-Azhar Universität in Kairo vorgetragen hat. 
Qaradawi schärft hier seinen Lesern ein, dass der Islam in die Welt gekommen 
sei, „damit er befolgt wird, nicht zu folgen, zu herrschen, nicht um beherrscht zu 
werden.“ Seine Lebensregeln für das Zusammenleben von Männern und Frauen 
gipfeln in dem Ratschlag, dass der Mann die Frau bei notorischem Ungehorsam 
„leicht mit den Händen schlagen darf, wobei er das Gesicht und andere empfind-
liche Stellen zu meiden hat.“35 Weiteres deutschsprachiges wissenschaftliches 
oder populärwissenschaftliches Schrifttum über Islam und Islamismus, etwa aus 
dem Bereich politischer Bildung, finden wir so gut wie nicht, dafür werden die 
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Schriften von Konvertiten wie z.B. von Wilfried Murad Hofmann stark nachgefragt. 
Hofmanns Bücher enthalten sehr problematische Positionen in Bezug auf Men-
schenrechte, Säkularität und die Stellung der Frauen im Islam.36  

 
14. Im inner-islamischen Diskurs geht es um die Deutungsmacht von Koran und 

Sunna, und entsprechend autoritativ treten einige Vereine und Verbände auf. 
Trotz mancher Lippenbekenntnisse wird nicht ernsthaft an einer deutschen oder 
europäischen Prägung des Islam gearbeitet. Hier hätten insbesondere die Füh-
rungseliten der Konvertiten und die Muslime der zweiten Migrantengeneration die 
Aufgabe, „ihren Islam“ unter den Bedingungen eines globalen strukturellen- und 
Wertewandels zu reflektieren und für die Diaspora ein neues Islam-Verständnis 
zu entwickeln, das den Herausforderungen der Moderne wirklich Rechnung trägt. 
Dieser Verantwortung sind sie bislang nicht gerecht geworden, sondern sie haben 
sich weitgehend in bloßer Apologetik und in Abwehrkämpfen gegen tatsächliche, 
meist aber vermeintliche, oft auch aufgebauschte, „Diskriminierungen“ und „Aus-
grenzungen“ durch die Mehrheitsgesellschaft verstrickt.37 Es ist zur Zeit nicht ab-
zusehen, welche Rolle neugegründete muslimische Gruppierungen in dem Dis-
kurs um einen „europäisch“ orientierten Islam spielen werden. Ihre Abhängigkeit 
von etablierten Strukturen, Netzwerken und Finanzierungen aus der islamischen 
Welt (insbesondere Saudi Arabien) nährt eher eine skeptische Prognose.  

 
15. Die unverzichtbaren Identitätskerne muslimischer Existenz werden aus der Sicht 

der „Organisierten“ durch bestimmte religiös-kulturelle Praktiken zum Ausdruck 
gebracht. Sie sollen unter dem Schutz der Religionsfreiheit nach Art. 4 GG staat-
lich-institutionelle Anerkennung finden. Der Forderungskatalog der „Islamischen 
Charta“ des Zentralrats der Muslime benennt in der These 20 unmissverständlich 
die zu erreichenden Ziele: Religionsunterricht als ordentliches Lehrfach in öffentli-
chen Schulen, Islamische Lehrstühle, Moscheebau, lautsprecherverstärkter Mu-
ezzinruf, Beachtung islamischer Speise- und Bekleidungsvorschriften, insbeson-
dere Zulassung des Kopftuches in Schulen und Behörden, staatlicher Schutz der 
beiden islamischen Feiertage (Opferfest und Fest des Fastenbrechens), Beteili-
gung in Aufsichtsgremien der Medien, muslimische Betreuung in medizinischen 
und sozialen Einrichtungen sowie beim Militär, Einrichtung muslimischer Friedhö-
fe und Grabfelder. Dieser Forderungskatalog soll mittelfristig vollständig umge-
setzt werden.38 Über eine Reihe der Forderungen wird positiv zu diskutieren sein, 
einige sind auch schon umgesetzt, bzw. auf dem Wege (Schächten, seelsorgerli-
che Betreuung von muslimischen Wehrdienstleistenden, Betreuung in Kranken-
häusern und Strafanstalten), andere sind Gegenstand heftiger gesellschaftlicher 
Kontroversen (so etwa die Forderung nach dem „Kopftuch in Schule und Behör-
den“ sowie der Muezzinruf). Wieder andere sind bislang nur sehr spärlich disku-
tiert worden (Vertretung von Muslimen in öffentlichen Institutionen, Respektierung 
muslimischer Feiertage). 

 
16. Bei der Durchsetzung dieser Ziele erweisen sich die Organisierten als energische 

und dogmatische Vertreter religiöser und kultureller Differenz. Über die Frage, ob 
die eigenen Wertpräferenzen, ob das „religiös und kulturell Eigene“, bei Teilen der 
Mehrheitsgesellschaft Verunsicherung, Angst, Befremden, Abwehr, Ablehnung 
und schließlich auch Aggressionen auslösen könnte, wird zu wenig nachgedacht. 
In einem weltanschaulich neutralen, säkularen Staat darf aber von einer religiö-
sen Minorität erwartet werden, im Interesse gegenseitigen Respekts über die So-
zialverträglichkeit der Institutionalisierung religiös-kultureller Praktiken zu reflektie-
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ren und den Dialog zu suchen. Ich halte z.B. die in der Frage des Schächtens und 
des Kopftuchs vom ZMD und dem „Islamrat“ gewählte Strategie des langwierigen 
Rechtsstreites für kontraproduktiv, weil sie nicht von einem breiten gesellschaftli-
chen Dialog zu den in der Mehrheitsgesellschaft als problematisch empfundenen 
religiös-kulturellen Praktiken begleitet war und ist. Die Kopftuchfrage ist zum 
Zentralsymbol ihres Kampfes um Anerkennung hoch stilisiert und der weltan-
schaulich neutrale Staat herausgefordert worden. Es geht in dem Streit nur vor-
dergründig um das individuelle Recht auf Religionsfreiheit, es geht, so scheint es, 
den genannten Verbänden um einen Test, wie weit religiöse Anerkennungspolitik 
getrieben werden und dem Staat eine weitere Konzession im Blick auf die Span-
nung zwischen Neutralitätsgebot und individueller Religionsfreiheit abgerungen 
werden kann. Der weltanschaulich neutrale Staat, der gleichwohl als nicht wert-
neutraler Staat, zur Verteidigung von Grundrechten verpflichtet ist, soll von einer 
religiösen Minorität zur Anerkennung einer inner-islamisch durchaus umstrittenen 
religiösen Praxis und damit zur Einschränkung von Art. 3 GG veranlasst werden – 
unter Berufung auf die individuelle Religionsfreiheit von Lehrerinnen.  
 

17. Es wird zwar viel von „Parallelgesellschaften“ gesprochen, es gibt aber m.E. der-
zeit noch keinen wissenschaftlichen Konsens über ein theoretisch geklärtes Ver-
ständnis von „Parallelgesellschaft“ als Gegenkonzept zu „Zivilgesellschaft.“39 So 
lässt sich die Frage, ob es bereits „Parallelgesellschaften“ in Deutschland gibt 
und welche Rolle die „Organisierten“ dabei spielen, mangels diesbezüglicher For-
schungen empirisch noch nicht zufriedenstellend beantworten. Als Minimaldefini-
tion von „Parallelgesellschaft“ schlage ich vor, soziale Kollektive als „Parallelge-
sellschaften“ zu bezeichnen, wenn sechs Grundelemente im Entstehen begriffen 
sind und dieser Entstehungsprozess empirisch einigermaßen präzise beobachtet 
werden kann: 1) Kommunikationsabbruch zur Mehrheitsgesellschaft durch nach-
haltige sprachliche, religiös-kulturelle und alltagsweltliche Segregation, 2) sozial-
ökonomische Segregation (Aufbau alternativer Ökonomien und Arbeitsmärkte), 3) 
Abgrenzung durch Aufbau von Parallelinstitutionen (z.B. im Bereich Bildung und 
Freizeit), 4) Verdichtung sozialer Kontrolle gegenüber den Mitgliedern des sozia-
len Kollektivs bis zu psychischem und physischem Zwang (das Kollektiv wird zum 
Gefängnis), 5) faktische Verhinderung der Inanspruchnahme der von der demo-
kratischen Rechtsordnung gewährten individuellen Menschen- und Grundrechte 
und schließlich 6) Forderungen nach Ausbildung eines selbstverwalteten Rechts-
bezirks, in dem islamisches Recht (z.B. in der Form von „fiqh al-aqalliyat“, d.h. is-
lamisches Recht für muslimische Minoritäten in der Diaspora) neben der für alle 
geltenden Rechtsordnung Anwendung finden soll. Schauen wir in verdichtete so-
ziale Räume mit muslimischen Mehrheiten in manchen Stadtteilen (Berlin, Ham-
burg, Frankfurt am Main, München, Köln, Berlin, Dortmund) so finden wir durch-
aus deutliche Ansätze zu Parallelgesellschaften.40 
 

18. Es gibt irritierende und bisweilen alarmierende Beobachtungen, die darauf schlie-
ßen lassen, dass es einer Reihe von „Organisierten“ – und nicht nur Islamisten! - 
um die Schaffung islamischer Inseln inmitten „feindlicher“, „ungläubiger“ Umge-
bung geht. Z.B. beschreibt der marokkanische Imam Abu Saif aus Berlin seine 
Vision für die Berliner Muslime: Sie sollten sich, so schlägt er vor, „außerhalb der 
Stadt ein Gelände suchen“ und dort „Moschee, Markt Madrasa, Werkstätten, Kü-
chen, Bäckerei, Schlachterei und Hospital nach dem Vorbild des Imarets im Os-
manischen Reich“ etablieren.41 Der „Verband der Islamischen Kulturzentren“ 
(VIKZ) verfolgte seit seinem Austritt aus dem ZMD im Sommer 2000 eine Kon-
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zentration seiner Aktivitäten „nach innen“. Die Wende nach innen war begleitet 
von einem bewussten Dialogabbruch und verstärkte die schon vorhandenen so-
zialen Abschottungstendenzen. Der VIKZ, der in der Öffentlichkeit als Gemein-
schaft des sogenannten „mystischen Islam“ (Sufismus) in Deutschland gesehen 
wird, propagiert eine anti-säkulare und anti-laizistische Position, die Integration 
behindert.42 Die Strategie der Errichtung islamischer Internatsschulen (angestrebt 
sind bundesweit 80 Schulen) zur Heranbildung treuer Gefolgsleute könnte ein 
weiterer Schritt auf dem Wege in islamische „Parallelgesellschaften“ sein.  

 
19. Die „Organisierten“, insoweit sie sich nach außen vom – allerdings nicht näher 

definierten - Islamismus distanzieren, setzen sich in viel zu geringem Umfang mit 
islamistischen Ideologien und Einflussstrategien auseinander. Das lässt sich z.B. 
an den Reaktionen einiger Verbände auf das Verbot der extremistischen Kaplan-
Gruppe und dem Betätigungsverbot für die Hizb-ut-Tahrir belegen. Das Schwei-
gen zu den antisemitischen Hassausbrüchen im „Muslim-Markt“ und zur Debatte 
um Milli Görüs legt den Verdacht nahe, dass es sowohl unter den Funktionären 
als auch in der Stammklientel der „Organisierten“ zu viele heimliche (oder auch 
offene) Sympathisanten gibt. Auch die reflexartige Zurückweisung eines Zusam-
menhangs von Islam als Religion und Kultur mit dem Terrorismus der Al-Qaida 
und die Verweigerung eines inhaltlich wirklich substantiellen und kritischen Dis-
kurses nach dem 11. September und weiteren terroristischen Anschlägen, zeigt 
die mangelnde Bereitschaft, sich mit den „dunklen Stellen“ der eigenen Religion 
und ihrer historischen Praxis auseinander zu setzen. Man verharrte in der Op-
ferattitude und Anklagepose. Es ist zu wenig und auch falsch, sich auf die Positi-
on zurückzuziehen, dies habe alles „mit dem Islam nichts zu tun.“ Die Katholische 
Kirche wird ja nicht abstreiten, dass Kreuzzüge und Inquisition etwas mit den 
Christentum, wenn auch in einem missdeuteten und verzerrten Sinne, zu tun ha-
ben. Diese Haltung der vornehmen Distanz war für das Verhältnis von Mehrheits-
gesellschaft und muslimischer Minorität überaus schädlich und hat das Misstrau-
en eher wachsen lassen. Irritationen, Misstrauen, zweifellos vorhandene Vorurtei-
le, anti-islamische Ressentiments und Aggressionen lassen m.E. aber nicht den 
Schluss zu, dass es in Deutschland ein tiefsitzendes und nachhaltiges „Feindbild 
Islam“ gibt, wie immer wieder fälschlich behauptet wird.43 
 

20. Fast alle Verbände unterhalten Verbindungen zu Mutterorganisationen ihrer Her-
kunftsländer, ausländischen Botschaften und Organisationen des Weltislam (wie 
die Muslimische Welt-Liga, „Rabitat al-alam al-islami“ und die Islamische Konfe-
renzorganisation, OIC). Diese Verbindungen dürften z.B. für das vom „Zentralrat 
der Muslime in Deutschland“ (ZMD) bekundete Ziel, die „Herausbildung einer ei-
genen muslimischen Identität in Europa“ zu fördern (These 15 der „Islamischen 
Charta) nicht gerade zuträglich sein. Dafür nur zwei Beispiele: So veranstaltete 
die in Marokko ansässige „International Islamic Educational Scientific and Cultural 
Organisation“ (ISESCO)44 gemeinsam mit der saudi-arabischen Islamischen 
Weltliga, („Rabita“) und dem Islamrat eine große Dialogkonferenz am 5. Juli 2000 
im Berliner Hilton Hotel. Prominente deutsche Referenten, darunter Bundestags-
präsident Wolfgang Thierse, Professor Udo Steinbach, Professor Hans Küng und 
der Konvertit Dr. Murad Hofmann nahmen teil. Die Tagung diente in erster Linie 
der Selbstinszenierung und den Public Relations Zielen der ISESCO, der „Rabita“ 
und des Islamrates und hatte wenig mit ernsthaftem Dialog zu tun. Was die an-
wesenden hochrangigen muslimischen Vertreter (unter ihnen saudi-arabische 
Regierungsmitglieder) unter Dialog verstanden, brachte der iranische Ayatollah 
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Mohammed Ali Al Tashkiri, Leiter des Bundes für islamische Kultur, auf den 
Punkt: „Der Dialog im Islam ist Ausdruck für einen zivilisatorischen Wert und fun-
giert in dieser Eigenschaft von Anbeginn als Mittel für die Propheten zur Verkün-
digung und Übermittlung der Offenbarungen.“ 45 Dialog ist gleich „Mission“, d.h. 
Einladung zur Bekehrung zum Islam. Die ISESCO setzt ihre missionarischen 
Bemühungen mit Hilfe ihres deutsch-muslimischen Unterstützernetzwerkes und 
saudischen Petro-Dollars unverdrossen fort. 

 
21. Der Zentralrat der Muslime organisierte im Sommer 2002 die Reise einer Delega-

tion der „Rabita“ durch Deutschland. Der Vorsitzende Dr. Nadeem Elyas (der auf 
der Liste der saudischen Botschaft als „Delegationsmitglied“ aufgeführt war), und 
das ZMD-Beiratsmitglied Fatima Grimm, begleiteten die Delegation. Die Reise 
war als „good-will“ Tour gedacht und sollte Dialoganbieter in Deutschland von der 
Dialogfähigkeit des Islam überzeugen. Im Ergebnis war es eine Werbeveranstal-
tung für die „Rabita“, eine missionarische Organisation, die behauptet, den „wah-
ren Islam“ zu vertreten. Der Einfluss des saudi-arabischen Wahabismus auf die 
Rabita ist gänzlich unbestritten. Vielfach nehmen Politiker diese Kontexte nicht 
zur Kenntnis und werden teilweise ohne ausdrückliche Absicht, von muslimischer 
Seite für ihre PR-Zwecke instrumentalisiert. Im August 2003 z.B. gab sich Minis-
terpräsident Roland Koch (CDU) die Ehre, die ISESCO Konferenz in Frankfurt am 
Main („Globalisierung und Religion“) mit einem Grußwort zu eröffnen. Die „Islami-
sche Zeitung“, herausgegeben vom Konvertiten „Abu Bakr“ Rieger, Ernst Jünger 
und Carl Schmitt Verehrer und „Amir“ des deutschen Zweigs der „Murabitun“46, 
merkte froh an, dass der Ministerpräsident sich sehr bemüht habe, „die Kopftuch-
debatte“ in ihrer Bedeutung zu relativieren und darauf verwiesen habe, dass 
Deutschland kein „laizistischer Staat“ sei. Der Name „murabitun“ (= Grenzwäch-
ter) bezeichnet die aus den Berberstämmen Nordafrikas rekrutierten radikalen 
Aktivisten einer „Re-Islamisierungsbewegung“ im 11. Jahrhundert (auch als „Al-
moraviden“ bekannt). Sie eroberten Andalusien und setzten dem bis dahin relativ 
friedlichen und von gegenseitiger Toleranz geprägten Zusammenleben von Mus-
limen, Juden und Christen („convivencia“) in „Al-Andalus“ ein Ende. Die gegen-
wärtige, sogenannte „Murabitun“-Bewegung wird von einem schottischen Ex-
Schauspieler, Ian Dallas (der unter dem Namen Scheich Abdalqadir al-Murabit 
As-Sufi auftritt) angeführt, mit Tausenden von Anhängern in Deutschland, Öster-
reich, der Schweiz, England, Schottland, Spanien, der Türkei, Indien, Malaysia, 
den USA, Indonesien, Mexiko und Peru. Die „Murabitun“ sind eine extremistische 
Sekte im Gewand des Sufismus. Ihr Scheich predigt gegen die vermeintliche 
Weltverschwörung des (jüdischen) Kapitals und befürwortet die Wiedereinführung 
des Kalifats. „Amir“ Rieger wird am 25. und 26. September in Kapstadt auf einer 
Islamischen Jugendkonferenz der „Murabitun“ auftreten („Islam beyond Terror 
and ‚Tolerance’“) und über die „Selbstauflösung moderner Verfassungen – die 
Suche nach dem Recht im Notstandsstaat“ sprechen. Auf der Webseite der Mu-
rabitun wird er als „Rais“ (Chef!) Hajj Abu Bakr Rieger angekündigt und als „Füh-
rer der einzigen Missionstätigkeit („Da’Wa Acitivity“) in Deutschland bezeichnet. 
Es gelingt der „Islamischen Zeitung“, die u.a. gegen „Globalisierung“ und „Turbo-
kapitalismus“ Front macht, immer wieder, Interviews mit prominenten Personen 
des öffentlichen Lebens zu präsentieren, wobei eine Reihe der Interviewten ver-
mutlich die sektiererischen Hintergründe des Herausgebers der Zeitung nicht 
kannten bzw. sie übergingen. Die „IZ“ wirbt sodann mit den Konterfeis der Inter-
viewten, offenbar, wie in einzelnen Fällen, ohne die Betroffenen zu fragen. Noch 
ein aktueller Fall sei erwähnt: Es ist kaum zu begreifen, dass die ehemalige Aus-
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länderbeauftragte des Landes Berlin, Barbara John, und der Integrationsbeauf-
tragte der Landesregierung von Nordrhein-Westfalen, Klaus Lefringhausen, für 
das Jahrestreffen der „Islamischen Gemeinschaft in Deutschland“ am 19. Sep-
tember 2004 in Berlin als Referenten gemeinsam mit bekannten Muslimbrüdern 
angekündigt werden. Der Dialog ist falsch verstanden und kontraproduktiv, wenn 
er zur öffentlichen Aufwertung islamistischer Organisationen und Publikationsor-
gane führt.  

 
22. Die lesenswerte Handreichung der Katholischen Kirche „Christen und Muslime in 

Deutschland“ vom September 2003 kommt zu dem Schluss, dass „die dynamisch 
wachsenden islamischen Strukturen (..) noch nicht in der Mitte unserer Gesell-
schaft angekommen“ seien. Der Islam scheine eher „neben der deutschen Ge-
sellschaft zu existieren, statt in sie integriert zu sein.“ 47 Die Frage, wie „integriert“, 
bzw. „nicht-integriert“ Muslime sind, muss zugespitzt lauten: Ist die religiöse Ori-
entierung und die damit verbundene religiös-kulturelle Praxis von Muslimen ein 
integrationsfördernder oder integrationsverhindernder Faktor und welchen Beitrag 
leisten die „Organisierten“ dazu? Die Meinungen dazu gehen im politischen Dis-
kurs sehr weit auseinander. Während die einen in islamischer Lehre und religiö-
ser Praxis bereits pauschal einen Angriff auf Säkularität und Demokratie sehen,48 
halten die anderen den Islam geradezu für beispielhaft integrationsfördernd, weil 
er die muslimische Migrantenpopulation stabilisiere und Desintegrationstenden-
zen, insbesondere bei Jugendlichen, verhindere. 49 

 
23. Unser Problem ist, dass es in der Aufnahmegesellschaft keine klaren Vorstellun-

gen und erst recht keinen Konsens darüber gibt, was „Integration“ für die Gesell-
schaft und die konkreten Lebenswelten der Menschen bedeuten soll. Die Beauf-
tragte der Bundesregierung für Ausländerfragen definierte im Januar 2000 „Integ-
ration“ als einen „beständigen Prozess der Verständigung über die gemeinsamen 
Grundlagen und Regeln des Zusammenlebens in einem Gemeinwesen“.50 Wenn 
mit „gemeinsamen Grundlagen“ und „Regeln des Zusammenlebens“ die funda-
mentalen Verfassungsprinzipien gemeint sein sollten, müsste man ihr energisch 
widersprechen. Hier gibt es keinen Verhandlungsspielraum. Frau Beck hat ihre 
blumige und missverständliche Definition insofern erläutert, als dass sie in einem 
Brief an die Bundestagsabgeordneten vom 24. Oktober 2003 (zum Kopftuch) 
klarstellte: „In Fragen von Demokratie und der Werteordnung unserer Grundrech-
te gibt es keine Spielräume.“51 „Integration“ ist ein offener und dynamischer Pro-
zess, in dem zwei Fragen geklärt werden müssen, die der libanesische Roman-
cier mit französischem Pass, Amin Maalouf stellt. Die erste Frage geht an die 
Aufnahmegesellschaft: „Was gehört zum Grundbestand einer Landeskultur, von 
dem man erwartet, das sich ihm alle verpflichtet fühlen und was kann zu Recht 
kritisiert oder abgelehnt werden?“ Die zweite Frage muss an die Ursprungskultur 
der Migranten gerichtet werden: „Welche Bestandteile dieser Kultur verdienen es, 
dem Gastland als wertvolle ‚Mitgift’ angetragen zu werden, und welche Gewohn-
heiten, welche Praktiken sollten in die ‚Rumpelkammer’ wandern?“ 52 Wir müssen 
konkret sagen, was „Integration“ für den lokalen Raum, den Kiez, die Schule, die 
Behörden, die Arbeitswelt, die Freizeit, die Medien etc. zur Folge hat.  

 
24. Die Debatte um Multikulturalismus und die Rolle der Religion in einer Zivilgesell-

schaft steht bei uns noch am Anfang (siehe Kopftuchdebatte). Wir müssen uns 
mit einer Religion auseinandersetzen, die uns, weil wir uns inzwischen an unsere 
etablierten christlichen Konfessionen gewöhnt und sie komfortabel „integriert“ ha-
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ben, sehr fremd und bedrohlich erscheint. Wir müssen mit Muslimen über die 
konkreten Ausdrucksformen muslimischer „Identität“ diskutieren und klären, in-
wieweit sie in einer pluralistischen Demokratie ohne in Widerspruch zu den fun-
damentalen Verfassungsprinzipien zu geraten, freie Entfaltung finden können. Wir 
brauchen eine offene Debatte darüber, welche Interpretationen religiöser Gehalte 
und davon beeinflusst welche religiös-kulturelle Praktiken der Integration entge-
genstehen.  

 
25. Meine Schlussfolgerung im Blick auf die „Organisierten“ und „Integration“ ist der-

zeit, dass sie eher „Identitätswächter“ denn „Integrationslotsen“ sind. Doch das 
muss nicht so bleiben und wir sollten heraus finden, ob es Gemeinsamkeiten bei 
der Bestimmung von Integration gibt. Politisch müssen wir in dreifacher Richtung 
agieren. Wir brauchen gleichermaßen 

 
• Gefahrenabwehr (z.B. das, was Religionswissenschaftler Hartmut Zinser ein-

mal etwas überspitzt als „wehrhafte Religionsfreiheit“ bezeichnet hat). Es ist 
anzuraten, über das schwierige Thema der „Grenzen der Religionsfreiheit“ 
nachzudenken und das deutsche Religionsrecht in Zukunft stärker als Gefah-
renabwehrrecht auszuweisen. Der religiöse Pluralismus hat auch Religions-
gemeinschaften Entfaltungsmöglichkeiten eingeräumt, deren religiös-kulturelle 
Praktiken in Widerspruch zu fundamentalen Verfassungsprinzipien geraten 
können. Hier muss das Religionsrecht ordnungsrechtlich angemessen reagie-
ren. Ein erster Schritt in diese Richtung wurde mit der Streichung des Religi-
onsprivilegs im Vereinsgesetz getan. Doch beschränkt sich die Gefahrenab-
wehr natürlich nicht auf die rechtlichen Eingriffsmöglichkeiten, sondern 
schließt eine aktive geistig-politische Auseinandersetzung mit Religionsge-
meinschaften ein. Dafür ist insbesondere zivilgesellschaftliches Engagement 
der Religionsgemeinschaften, Bildungseinrichtungen und Dialoganbieten im 
„interreligiösen“ und „interkulturellen Dialog“ erforderlich. 

• Dialog, der als kritische Streitkultur konzipiert werden muss. Hier gilt es genau 
zu prüfen, mit wem, wie und mit welcher Zielsetzung Dialog geführt werden 
soll. Kritische Themen (Menschenrechte, Säkularität, Demokratie, Pluralismus, 
gesellschaftliche Gleichberechtigung der Frauen, Religionsfreiheit und insbe-
sondere Religionswechsel (unter ausdrücklichem Einschluss des Rechts auf 
Austritt aus dem Islam!), religionsverschiedene Ehen, Koranhermeneutik) 
müssen auf der Tagesordnung bleiben Ein „Schmusekurs“ ist das Gegenteil 
von Dialog. Leider erweisen sich sowohl manche Politiker als auch eine Reihe 
von Dialoganbietern mitunter als „blauäugig“, fahrlässig und beratungs- sowie 
informationsresistent. Eine auf Fakten basierende Kritik an undurchsichtigen 
Strukturen, höchst problematischen Verbindungen von muslimischen Organi-
sationen und Personen mit international operierenden islamistischen Assozia-
tionen und Aufdeckung personeller Verflechtungen, darf nicht als „Verschwö-
rungstheorie“ diffamiert und abqualifiziert werden. Islamisten sind an Dialog 
nicht interessiert und es muss um der Integration willen verhindert werden, 
dass sie ihr Verständnis von Dialog anderen aufzwingen. 

• Integrationspolitiken, die auf der Basis universeller Menschenrechte, Demo-
kratie und Pluralismus den Migranten ein freies und selbstbestimmtes Leben 
ermöglichen. Im Blick auf die „Organisierten“ sollten wir die Entwicklung einer 
demokratischen Infrastruktur nachhaltig unterstützen und insbesondere dieje-
nigen Muslime fördern, die an der Entwicklung eines europäisch geprägten 
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demokratischen Islam arbeiten wollen. Die politische Bildung sollte dazu einen 
besonderen Beitrag leisten.  
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